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1. Einleitung  
 
Das Plangebiet mit einer Größe von 0,7 ha liegt zentral im südwestlichen Bereich der 
Kernstadt von Bad Nenndorf zwischen der Rudolf-Albrecht-Straße und der Podbielskistraße, 
siehe folgende Abb. 1.  
 
Abbildung 1: Übersichtslageplan (ohne Maßstab, Plangebiet markiert)1 

 
 
Der Geltungsbereich umfasst die Flurstücke 21/57 und 21/56 der Flur 20 in der Gemarkung 
Bad Nenndorf zzgl. von Teilen der öffentlichen Straßenparzelle der Rudolf-Albrecht-Straße 
sowie der Podbielskistraße. Die exakte Geltungsbereichsabgrenzung ist der Planzeichnung 
zu entnehmen.  
 
Die ehemals durch die Telekom genutzten Gebäude stehen derzeit leer bzw. werden 
provisorisch zwischengenutzt. Lediglich das an die Podbielskistraße angrenzende Gebäude 
wird im Kellergeschoss nach wie vor durch die Telekom genutzt.  
 
Das Areal wurde von der Fa. GlaserProjektinvest (GPI) GmbH, Hannover, erworben und soll 
unter Nutzung der Standortgunst als Wohnquartier, gekennzeichnet überwiegend durch 
zeitgemäße Reihenhausarchitektur, entwickelt werden. Ausdrückliches Planungsziel ist es 
dabei, dass sich die Maßstäblichkeit der Gebäude an der umgebenden Bestandsnutzung 
orientiert, sprich maximal eine Zweigeschossigkeit zzgl. Staffelgeschoss vorgesehen wird. 
Die künftigen Bauhöhen werden damit in etwa der Firsthöhe des Bestandsgebäudes an der 
Podbielskistraße sowie der umgebenden Ein- und Zweifamilienhäuser entsprechen.  
 
Dieser Zielsetzung folgt die Stadt Bad Nenndorf. Die Stadt möchte auf den Flächen eine 
bedarfsgerechte innerörtliche Nachverdichtung im Sinne der Zielsetzungen des BauGB 
(Schonung des Außenbereichs, Nutzung bestehender Erschließungsstrukturen) ermöglichen 
und gleichzeitig drohendem Verfall und städtebaulichem Missstand vorbeugen. Die Planung 
stellt damit ein klassisches Beispiel einer innerörtlichen Verdichtung im Sinne der 
                                                             
1 Quelle: Verden-Navigator, 2018 

Lage des Plangebietes 
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Zielsetzungen des § 13a BauGB dar. Das Verfahren wird daher als beschleunigtes 
Verfahren durchgeführt.   
 
 
1.1 Verfahren nach § 13a BauGB  
 
Der § 13a BauGB ermöglicht es Städten und Gemeinden, unter bestimmten 
Voraussetzungen die Verfahrenserleichterungen und -beschleunigungen des § 13 BauGB in 
Anspruch zu nehmen. Die Anwendbarkeit des § 13a BauGB beschränkt sich auf 
„Bebauungspläne der Innenentwicklung“. Diese können enthalten: Flächen zur 
Wiedernutzbarmachung oder Nachverdichtung oder andere Maßnahmen der 
Innenentwicklung.  
 
Die Voraussetzungen des § 13a BauGB für dessen Anwendung sind gegeben. Das 
Allgemeine Wohngebiet (WA1 - WA3) umfasst insgesamt etwa 5.100 m². Angesichts der 
festgesetzten Grundflächenzahlen wird die maximal gemäß § 13a (1) Nr. 1 BauGB zulässige 
Grundfläche von 20.000 m² deutlich unterschritten.  
 
Der Geltungsbereich des hier gegenständlichen B-Plans liegt im südlichen Siedlungsbereich 
der Stadt Bad Nenndorf, in der Samtgemeinde Nenndorf. Das Gebiet ist im wirksamen 
Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Nenndorf als Fläche für den Gemeinbedarf mit der 
Zweckbestimmung „Post/Telekom“ dargestellt. Der Flächennutzungsplan wird im Zuge der 
Berichtigung angepasst. Das Plangebiet weist eine äußere Erschließung über die Straßen 
Podbielskistraße und Rudolf-Albrecht-Straße auf.  
 
Die Stadt Bad Nenndorf betrachtet die Planung als eine Maßnahme der Innenentwicklung, 
weil ein bereits städtebaulich genutzter Bereich (ehemaliges Telekomgelände) nachgenutzt 
und bedarfsgerecht verdichtet wird. Es werden keine neuen, bisher unberührten 
Außenbereichsflächen in Anspruch genommen, vorhandene Erschließungsstrukturen 
werden genutzt. Dies entspricht unmittelbar den Intentionen des Gesetzgebers bzgl. des       
§ 13a BauGB.  
 
Die Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung wird durch die Festsetzung 
eines Allgemeinen Wohngebietes nach § 4 BauNVO hier nicht begründet. Anhaltspunkte für 
eine Beeinträchtigung der in § 1 (6) Nr. 7b BauGB genannten Schutzgebiete 
(Vogelschutzgebiete, FFH-Gebiete) liegen nicht vor. Artenschutzrechtliche Belange wurden 
betrachtet. Insoweit werden die maßgebenden Umweltbelange vollinhaltlich berücksichtigt. 
Da der in § 13a (1) Nr. 1 BauGB genannte Schwellenwert von 20.000 m² Grundfläche nicht 
erreicht wird, bedarf es einer Prüfung der Kriterien nach Anlage 2 zum BauGB nicht.  
 
Erhebliche Eingriffe in den Naturhaushalt oder das Landschafts-/Ortsbild sind aufgrund der 
innerörtlichen Lage, der vorhandenen umfänglichen Versiegelungen und der 
Umgebungsnutzungen des Plangebietes nicht zu erwarten.  
 
 
Die Stadt Bad Nenndorf sieht die Voraussetzungen des § 13a (1) Nr. 1 BauGB im 
vorliegenden Fall somit als gegeben an. Das bedeutet: Formell kann auf die frühzeitigen 
Beteiligungsverfahren verzichtet und von der Umweltprüfung nach § 2 (4) BauGB bzw. dem 
Umweltbericht nach § 2a BauGB abgesehen werden.  
 
Um sowohl eine möglichst frühzeitige Rückmeldung aus der Öffentlichkeit zu bekommen als 
auch die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange zeitnah zu informieren, wurde 
unbenommen dessen mittels eines informellen Vorentwurfs im August 2018 eine frühzeitige 
Beteiligung durchgeführt. Die Ergebnisse sind in den vorliegenden Entwurf mit eingearbeitet. 
Demgemäß wurde die überbaubare Fläche angepasst, die zulässigen Gebäudehöhen 



H&P, Laatzen                                                                                                         Bebauungsplan Nr. 96  
  
 

   5 
 

wurden konkretisiert. Die Begründung wurde vor allem unter Bezug auf Hinweise des 
Landkreises Schaumburg ergänzt, so u.a. bezüglich der nunmehr vorliegenden 
artenschutzrechtlichen Untersuchung. Zudem wurde der Belang Verkehr / Parken 
gutachterlich vertieft, zum Einen über ein Verkehrsgutachten, zum Anderen über eine 
schalltechnische Untersuchung der geplanten Stellplätze auf dem Planungsgrundstück.  
 
 
1.2 Ziele und Zwecke der Planung / Planungskonzeption  

Durch die hier vorliegende Planung (Ausweisung eines Allgemeinen Wohngebietes, 
Teilbaugebiete WA1 – WA3) sollen die Voraussetzung für eine Nachnutzung des ehemaligen 
Telekomgeländes (ehemals Deutsche Post) im südwestlichen Siedlungsbereich von Bad 
Nenndorf geschaffen werden. Dazu sollen die im Plangebiet bestehenden Gebäude (Hallen) 
überwiegend abgerissen und die versiegelten Hofflächen entsiegelt werden.  
 
Diesem Bebauungsplan liegt ein Ansiedlungsentwurf (Traumhaus AG, Wiesbaden) zu 
Grunde, der die aktuelle Nachfragesituation auf dem Wohnungsmarkt berücksichtigt. Der 
Ansiedlungsentwurf enthält klassische Stadthäuser, vgl. Abb. 2, die mit ihrer flexiblen 
Grundrissgestaltung verschiedenste aktuelle Nutzungsansprüche erfüllen können - sei es mit 
Blick auf junge Familien, aber auch mit Blick auf kleinere Haushalte (Singles, Senioren). Es 
sind zweigeschossige Stadthäuser in Form von Reihenwohnhäusern mit Staffelgeschoss 
vorgesehen. Die Bebauung soll sich durch eine harmonische Gestaltung mit flachen Dächern 
und modernen Fassaden als eigenständiges modernes Ensemble innerhalb der 
umgebenden, von Steildächer geprägten, traditionellen Ein- und Zweifamilienhausbebauung 
präsentieren.  
 
Mit der Gebietsentwicklung kann der örtliche Bedarf nach verdichteten Bauformen gedeckt 
werden, wohingegen im Zuge der Entwicklung des Gebietes „Hinteres Hohefeld“ im Norden 
von Bad Nenndorf Grundstücke für die klassische Einfamilienhausbebauung realisiert 
werden.  
 
An der Podbielskistraße sind im südlichen Bereich (WA2) aktuell ebenfalls 
Reihenhausformen analog WA1 vorgesehen, allerdings werden die Festsetzungen hier 
offener gehalten (Festsetzung offene Bauweise), um ggf. auch ein Mehrfamilienhaus o.ä. 
realisieren zu können.  
 
Das Bestandsgebäude an der Podbielskistraße wird erhalten (WA3) und weiter von der 
Telekom genutzt, wobei lediglich im Kellergeschoss derzeit Schaltanlagen für einen regional 
bedeutsamen Knotenpunkt für die Medienversorgung betrieben werden. Das Dachgeschoss 
soll mit voraussichtlich zwei Wohneinheiten, erschlossen durch eine Außentreppe, 
ausgebaut werden. Ziel der Planung ist hier zum einen die Sicherung der Bestandsnutzung 
der Telekom und zum anderen die Zulässigkeit einer zusätzlichen Wohnnutzung im 
Obergeschoss des Bestandsgebäudes. Die Betriebssicherheit der Telekomanlagen ist 
jederzeit und ohne Abstriche auch während der Bauphase zu gewährleisten. Auch dies ist 
Zielsetzung der Stadt und wird daher hier ausdrücklich hervorgehoben.  
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Abbildung 2: Städtebaulicher Entwurf / vorl. Parzellierungsplan (Stand: 10/2019)2 – maßstabslos 

 
 
 
1.3 Auswirkungen der Planung 
Immissionen: 
Grundsätzlich lassen die vorgenommenen Festsetzungen bzw. lässt die daraufhin zulässige 
Nutzung keine Immissions-Unverträglichkeiten gegenüber der vorhandenen bzw. 
benachbarten Bebauung erwarten. Gutachterlich untersucht wurden die geplanten 
Stellplätze, siehe hierzu Abschnitt 6 dieser Begründung. In der Umgebung des Plangebietes 
befindet sich ebenfalls Wohnnutzung, wie es auch im Plangebiet vorgesehen ist, so dass 
keine auf das Gebiet einwirkenden Immissionen relevant sind.   
 
Verkehr: 
Die zu erwartenden zusätzlichen Grundstücke im östlichen Bereich können verkehrsgerecht 
an die „Rudolf-Albrecht-Straße“ angebunden werden. Das Bestandsgrundstück im 
westlichen Bereich wie auch das geplante Mehrfamilienhausgrundstück können über die 
„Podbielskistraße“ erschlossen werden. Die Blickbeziehungen sind gut. Der Umfang der zu 
erwartenden Zielverkehre durch die geplante und zulässige Nutzung erfordert keine 
weitergehenden erschließungstechnischen Maßnahmen im Bereich der äußeren 
Erschließungsstraßen, siehe dazu näher Abschnitt 4 dieser Begründung. Die in der Rudolf-
Albrecht-Straße wegfallenden öffentlichen Parkplätze (Parkbucht, Längsaufstellung) werden 
ersetzt (Queraufstellung).  
 
Natur und Landschaft: 
Unbenommen der Regelungen des § 13a BauGB stellen sich die Auswirkungen der Planung 
auch real als gering dar, da sich das Plangebiet aufgrund seiner bisherigen Nutzung als  
nahezu vollständig versiegelt und bereits von Bebauung umgeben darstellt, weswegen auch 
Belange des Ortsbildes eine nachrangige Bedeutung haben. 
 

                                                             
2 Quelle: Traumhaus AG, Wiesbaden 
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Die Biologen der Fa. Abia aus Neustadt a. Rbge wurden beauftragt, die bestehenden 
baulichen wie auch grünordnerischen Strukturen mit Blick auf mögliche Belange des 
Artenschutzes nach § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) zu untersuchen. Relevant 
sind dabei die Altbäume (Brutvögel) auf dem Grundstück, siehe Abb. 3, ebenso wie die 
Frage möglicher (Zwerg-) Fledermauspopulationen im Bereich der Flachdächer der 
bestehenden Hallen. Als Ergebnis der Untersuchungen, siehe Anlage 1 zu dieser 
Begründung, ist festzuhalten, dass im Plangebiet bezüglich möglicher Gefährdung von 
brütenden Vögeln eine Bauzeitenregelung für die Rodung der vorhandenen Gehölze sowie 
dem Abriss der Bestandsgebäude einzuhalten ist. Die Rodung der Gehölze ist außerhalb der 
Brutzeit von Oktober bis Ende Februar vorzunehmen. Der Abriss der Gebäude darf von 
Anfang August bis Ende Februar stattfinden.  
 
Um Beeinträchtigungen von Fledermäusen zu vermeiden, ist vor einer Fällung des im 
Plangebiet befindlichen Wallnussbaumes (Südgrenze) eine Untersuchung mittels 
Videoendoskop durchzuführen. Der Baum muss auf geeignete Weise (Hubsteiger, Leiter) auf 
vorhandene Tiere oder auf einen zeitweisen Aufenthalt hindeutende Spuren untersucht 
werden. Allerdings sei angeführt, dass es eindeutiges Planungsziel ist, diesen Baum zu 
erhalten. Dies ist mit dem aktuell vorliegenden Bebauungskonzept auch zu vereinbaren. Mit 
Blick darauf, dass sich die Bebauungskonzeption im Rahmen des vorliegenden 
Angebotsbebauungsplans noch ändern könnten, wird auf eine Erhaltungsfestsetzung für den 
Wallnussbaum jedoch verzichtet. Unbenommen dessen hat der Projektentwickler angeboten, 
zwei Fledermauskästen an geeigneter Stelle im Plangebiet anzubringen. Dies ist ggf. im 
städtebaulichen Vertrag verbindlich zu regeln.  
 
Gemäß des Gutachters gilt: Unter Beachtung der Bauzeitenregelungen und der 
Untersuchung im Vorfeld der Rodung des Wallnussbaumes werden Verbotstatbestände 
gem. § 44 BauGB nach derzeitigem Kenntnisstand nicht berührt.3 
 
Abbildung 3: Altbäume im Plangebiet  

    
Blick von Westen auf den südlichen Randbereich                 Blick auf den westlichen Plangebietsrand 
(eigene Bilder - Aufnahmestandort Zufahrtsbereich Podbielskistr.) 
 
 
 
 
 

                                                             
3 Arbeitsgemeinschaft Biotop- und Artenschutz GbR (Abia), Neustadt a. Rbg.: Ergebnisprotokoll mit 
Potenzialabschätzung über faunistische Erfassungen im Jahr  2018 auf einem ehemaligen Betriebsgelände der 
Telekom in Bad Nenndorf, Podbielskistraße, 25.07.2018 
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1.4 Sonstige Planungen und Rahmenbedingungen 
Infrastruktur 
Die Stadt Bad Nenndorf hält als Mittelzentrum eine ausreichende Infrastruktur in Form von 
Schulen, Kindertagesstätten, Einzelhandel etc. bereit. Angesichts des vergleichsweise 
kleinflächigen Plangebietes und der zu erwartenden Anzahl an Wohneinheiten bedarf es 
dazu keiner weiteren Ausführungen.  
 
Bodenschutz 
Bei Bekanntwerden von Anzeichen einer möglichen schädlichen Bodenverunreinigung ist die 
Untere Bodenschutzbehörde, Landkreis Schaumburg, unverzüglich einzuschalten. Dies 
könnten z.B. Vergrabungen (Hausmüll, Bauschutt usw.) oder organoleptische Auffälligkeiten 
des Bodens (Verfärbungen, Geruch usw.) sein.  
 
Quellschutz 
Das Plangebiet liegt in der weiteren Schutzzone des Heilquellenschutzgebietes Bad 
Nenndorf. Dementsprechend ist die Schutzgebietsverordnung insbesondere im Hinblick auf 
Bodeneingriffe zu beachten.  
 
Denkmalschutz 
Das Auftreten archäologischer Bodenfunde ist im Plangebiet aufgrund der bislang fehlenden 
systematischen Erhebung nicht auszuschließen. Aus diesem Grund wird darauf 
hingewiesen, dass ur- und frühgeschichtliche Bodenfunde wie etwa Keramikscherben, 
Steingeräte oder Schlacken sowie Holzkohlesammlungen, Bodenverfärbungen oder 
Steinkonzentrationen, die bei geplanten bau- und Erdarbeiten gemacht werden, gem. § 14 
Abs. 1 des NDSchG auch in geringer Menge meldepflichtig sind. Sie müssen der 
zuständigen Kommunalarchäologie (Tel. 05722/956615 oder Email: 
Berthold@SchaumburgerLandschaft.de) und der Unteren Denkmalschutzbehörde des 
Landkreises unverzüglich gemeldet werden. Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 
Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von vier Werktagen nach der Anzeige unverändert zu 
lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu trage, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde die 
Fortsetzung der Arbeiten gestattet.  
 
Barrierefreiheit 
Von Seiten des Behinderten-Seniorenbeirats wird der Hinweis gegeben, dass im Zuge der 
Planung auf Barrierefreiheit (Ebenerdigkeit, Rampen, Treppen, Absenkungen von 
Bordsteinen usw.) und ausreichend Beleuchtung zu achten ist, damit der Zugang zu den 
Wohnkomplexen und Parkplätzen gefahrlos für Behinderte (evtl. Rollstuhlfahrer) und 
Senioren möglich ist. Die konkrete Planung wird eine barrierefreie Erschließung bis zum 
Hauseingang berücksichtigen.  
 
Erdfälle 
Das Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie weist darauf hin, dass im Untergrund des 
Planungsgebietes lösliche Gesteine (Münder Mergel) aus dem Oberen Jura (Malm) in einer 
Tiefe vorliegen, in der mit großer Wahrscheinlichkeit reguläre Auslaugung stattfindet. Damit 
sind die geologischen Voraussetzungen für das Auftreten von Erdfällen gegeben. Im 
Planungsbereich und in der unmittelbaren Umgebung sind jedoch bisher keine Erdfälle 
bekannt. Die nächstliegenden bekannten Erdfälle sind mehr als 500 m vom Planungsgebiet 
entfernt. Das Risiko des Auftretens weiterer Erdfälle im Planungsbereich wird als relativ 
gering eingeschätzt. Das Planungsgebiet wird formell für bis zu zweigeschossige 
Wohngebäude in die Erdfallgefährdungskategorie 3 eingestuft (gemäß Erlass des 
Niedersächsischen Sozialministeriums „Baumaßnahmen in erdfallgefährdeten Gebieten“ 
vom 23.2.1987, AZ. 305.4-24 110/2). Für Bauvorhaben im Planungsbereich wird empfohlen, 
bezüglich der Erdfallgefährdung entsprechende konstruktive Sicherungsmaßnahmen 
vorzusehen. Gebäudekonstruktionen sollten dabei so bemessen und ausgeführt werden, 
dass beim Eintreten eines Erdfalles nicht das gesamte Bauwerk oder wesentliche Teile 
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davon einstürzen und dadurch Menschenleben gefährden können. Bei Planungen von 
Bauvorhaben sind für die geotechnische Erkundung des Baugrundes die allgemeinen 
Vorgaben der DIN EN 1997-1:2014-03 mit den ergänzenden Regelungen der DIN 
1054:2010-12 und nationalem Anhang DIN EN 1997-2:2010-10 mit ergänzenden 
Regelungen der DIN 4020:2010-12 und nationalem Anhang DIN EN 1997-27/NA:210-12 
vorgegeben. Vorabinformationen zum Baugrund können dem Internet-Kartenserver des 
LBEG (www.lbeg.niedersachsen.de) entnommen werden.  
 
Telekom 
Die Deutsche Telekom Technik GmbH weist darauf hin, dass sich im Planbereich 
umfangreiche Telekommunikationslinien der Telekom befinden.  
 
Diese Telekommunikationslinien können nicht oder nur mit einem unverhältnismäßig hohen 
Kosten- und Zeitaufwand verlegt werden. 
Die Deutsche Telekom Technik GmbH weist darauf hin, die weiteren Planungen so 
abzustimmen, dass Veränderungen oder Verlegungen vermieden werden können. 
Zur telekommunikationstechnischen Versorgung des Planbereiches durch die Telekom ist 
die Verlegung neuer Telekommunikationslinien erforderlich. 
Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung mit 
den Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist es notwendig, dass Beginn und Ablauf 
der Erschließungsmaßnahmen im Bebauungsplangebiet der Deutschen Telekom Technik 
GmbH so früh wie möglich, mindestens 3 Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt 
werden. 
 
 
1.5 Belange benachbarter Gemeinden 
Belange der Bauleitplanung benachbarter Gemeinden werden durch dieses Verfahren 
vorbehaltlich der nachbarkommunalen Abstimmung nicht berührt, § 2 Abs. 2 BauGB.  
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2. Flächennutzungsplanung / Raumordnerische Vorgaben  
 
Flächennutzungsplanung 
Eine Änderung des Flächennutzungsplans ist nicht erforderlich, da das Verfahren nach         
§ 13a BauGB durchgeführt wird. Die derzeitige Darstellung des Flächennutzungsplanes sieht 
für das Plangebiet eine Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung 
„Post/Telekom“ vor. Der Flächennutzungsplan der Stadt Bad Nenndorf wird im Wege einer 
sog. „Berichtigung“ zu gegebener Zeit angepasst. Dabei wird Wohnbaufläche, W, dargestellt.   
 
Abbildung 4: Auszug aus dem rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Nenndorf 
(unmaßstäblich, Plangebiet markiert) 

 

 
Raumordnerische Vorgaben 
Die Planung steht grundsätzlich mit den Vorgaben der Raumordnung (Landes-
Raumordnungsprogramm Niedersachsen 2017 (LROP) und Regionales 
Raumordnungsprogramm 2003 des Landkreises Schaumburg (RROP)) im Einklang, da im 
Zuge der vorliegenden Planung eine innerörtliche Nachverdichtung durch die Nachnutzung 
eines ehemaligen Telekomgeländes als Allgemeines Wohngebiet (WA) im Mittelzentrum Bad 
Nenndorf geplant ist.   
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3. Umfang und Erforderlichkeit der Festsetzungen  
3.1 Art der baulichen Nutzung  
Es wird ein Allgemeines Wohngebiet, unterteilt in die Teilbaugebiete WA1 bis WA3, nach § 4 
BauNVO mit folgendem Katalog zulässiger Nutzungen festgesetzt.  
 

Allgemein zulässig sind:  
- Wohngebäude, 
- nicht störende Handwerksbetriebe,  
- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

 
Unzulässig sind:  
- die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, 
- Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 
- Schank- und Speisewirtschaften, 
- Anlagen für Verwaltungen, 
- Gartenbaubetriebe, 
- Tankstellen. 

 
Die Unterscheidung in WA1- / WA2- / WA3-Gebiet ergibt sich aus dem unterschiedlichen 
Maß der baulichen Nutzung (hier: Höhenfestsetzung) bzw. der Bauweise.  
 
Grundsätzlich wird das geplante Baugebiet (WA1 – WA3) dazu dienen, vornehmlich 
Wohnnutzungen aufzunehmen, insbesondere die von der Rudolf-Albrecht-Straße 
erschlossenen Stadthäuser in Form von Reihenwohnhäusern (WA1-Gebiet) betreffend. Die 
in Richtung Podbielskistraße gelegenen Gebäude (WA2- und WA3-Gebiet), vor allem auch 
das weiter genutzte Bestandsgebäude, weisen jedoch Potential auch für weitere Nutzungen 
auf, die im Rahmen der WA-Typik sowohl umfeldverträglich sind, als auch einem 
kleinstädtischen Nutzungscharakter entsprechen. Die Telekom-Nutzungen im 
Bestandsgebäude stellen sich als wohngebietsverträglich dar, da es sich lediglich um 
Schaltanlagen und dergleichen im Kellergeschoss handelt, von denen keinerlei erhebliche 
Emissionen oder schädliche Strahlungen ausgehen. Daher soll diese Nutzung im 
betreffenden Gebäude als nicht störende gewerbliche Nutzung gesichert werden. Im 
Dachgeschoss ist weitere Wohnnutzung geplant.  
 
Beherbergungsbetriebe werden aufgrund der vorliegen Parkraumsituation ausgeschlossen.  
 
Läden, Anlagen für Verwaltungen sowie Schank- und Speisewirtschaften sollen nicht 
zulässig sein, da es hierfür zentralere, verkehrlich besser erreichbare Standorte im 
Gemeindegebiet gibt. Gartenbaubetriebe und Tankstellen werden ausgeschlossen wegen 
ihres Flächenanspruchs bzw. ihres zu erwartenden Zielverkehrsaufkommens. 
 
Insgesamt orientieren sich die zulässigen Nutzungen damit an der zu erwartenden 
Nachfrage und die zukünftigen Nutzungen fügen sich in die städtebauliche Nutzungsstruktur 
ein.  
 
 
3.2 Maß der baulichen Nutzung / Bauweise / Bauhöhe 
Es wird eine Grundflächenzahl, GRZ, von 0,4 festgesetzt, um eine anforderungsgerechte 
bauliche Ausnutzung der vergleichsweise kleinen Grundstücke zu ermöglichen.  
 
Das bedeutet, max. 40% der Grundstücksfläche dürfen durch bauliche (Haupt-) Anlagen 
überbaut werden. Durch Garagen und Nebenanlagen nach § 19 (4) BauNVO darf diese 
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zulässige Versiegelung um 50% überschritten werden. Anlagen im genannten Sinne sind 
z.B. Garagen und Carports mit ihren Zufahrten oder Gartenhäuschen.  
 
Generell wird in den WA-Gebieten eine möglichst offene Bebauung mit hohen 
Freiflächenanteilen angestrebt. Es gilt eine offene Bauweise, die für die zur Rudolf-Albrecht-
Straße orientierten Grundstücke (WA1-Gebiet) um die Vorgabe einer Reihenhausbebauung 
präzisiert wird.  Angesichts der planerischen Zielsetzung der innerörtlichen Nachverdichtung 
soll zwar auch im Bereich WA2 Einfamilienhausbebauung vermieden werden, auf der 
anderen Seite soll aber die Option eines Mehrfamilienhauses im Rahmen des zulässigen 
Maßes der baulichen Nutzung eröffnet werden, weswegen hier auf die RH-Präzisierung 
verzichtet wird. Stattdessen wird im städtebaulichen Vertrag eine Regelung aufgenommen, 
wonach mind. drei Wohneinheiten im Baugebiet WA2 zu realisieren sind.  
 
Es sind in allen WA-Gebieten zwei Vollgeschosse zzgl. eines Nicht-Vollgeschosses 
(ausgebautes Dachgeschoss) gemäß § 2 (7) Nds. Bauordnung, NBauO, zulässig. Als 
Gebäudehöhen sind gemäß vorliegender Bebauungskonzeption ca. 9,0 m 
(Bestandsgebäude) bzw. ca. 9,50 m über anstehendem Gelände vorgesehen. Angesichts 
der nachbarschaftlichen Nähe und mit Blick auf das Relief im Plangebiet mit 
innergebietlichen Höhenunterschieden von > 1 m (ca. 1,20 m abfallend von Südosten nach 
Nordwesten) hat sich die Stadt Bad Nenndorf entschieden, die Höhen im Rechtsetzungsplan  
in m ü. NHN festzusetzen. Dies erfolgt im Sinne der Klarheit für jedes Baufeld einzeln. Damit 
wird gewährleistet, dass insbesondere für das nordöstliche Baufeld, das vergleichsweise nah 
an das Nachbargrundstück heranrückende Bebauung zulässt, die aus der 
Bebauungskonzeption resultierende Höhe als tatsächliche Obergrenze festgesetzt ist und 
nicht darüber hinaus weitere Höhenentwicklungen möglich werden.   
 
Während die zulässige Höhe in WA3 die Höhe des Bestandsgebäudes wiederspiegelt, gilt 
für die Baugebiete WA1 und WA2, dass damit eine Präzisierung der zulässigen 
Zweigeschossigkeit vorgenommen werden soll: Da insbesondere für dieses Ensemble 
zeitgemäße Bauformen angesichts der in sich geschlossenen städtebaulichen Situation als 
städtebaulich vertretbar angesehen werden, sollen hier flache oder flach geneigte Dächer 
und entsprechend gestaffelte oberste Nicht-Vollgeschosse möglich sein und sind auch zu 
erwarten, da ein solcher Typus von Stadthäusern in Form von Reihenwohnhäusern aktuell 
nachfragerseitig höchste Attraktivität besitzt – sowohl mit Blick auf die Wirtschaftlichkeit und 
Raumausnutzung wie auch mit Blick auf mögliche Balkone und (Dach)Terrassen. Um 
dennoch sicher zu stellen, dass die Höhenentwicklung mit der Umgebungsbebauung 
korrespondiert, wird eine max. Gebäudeoberkante festgesetzt. Die Festsetzung entspricht 
typischerweise einer solchen Zweigeschossigkeit zzgl. Staffelgeschoss.  
 
§ 18 BauNVO verlangt die Bestimmung der erforderlichen Bezugspunkte (unterer / oberer 
Bezugspunkt). Als unterer Bezugspunkt wird die ü. NHN-Höhe von 75,39 m eines 
Schachtdeckels in der Rudolf-Albrecht-Straße, an der Nordostecke des Plangebietes, 
gewählt [weil dieser eher als der weiter südlich im Straßenraum gelegene Schachtdeckel (mit 
75,89 m ü. NHN) der mittleren Geländehöhe im Plangebiet entspricht]. Als oberer 
Bezugspunkt gilt der höchste Punkt der Dacheindeckung oder für Gebäude mit Flachdächern 
die Oberkante des Gebäudes oder Hauptgesimses. Ausgenommen davon sind technische 
Anlagen, Antennen, Fahrstuhlschächte u.ä. Das zulässige Höhenmaß wird im Sinne der 
Rechtssicherheit und Klarheit – zur besseren Nachvollziehbarkeit / Lesbarkeit des Plans – 
daher in der Planzeichenerklärung zusätzlich in m über unterem Bezugspunkt angegeben.  
Der Abbildung 5 sind die Höhen im östlichen Teil des Plangebiets sowie die Lage des 
Schachtdeckels (HBP) zu entnehmen. Insgesamt gewährleisten die Höhenregelungen, dass 
Erdbewegungen / Geländemodellierungen weitestgehend vermieden werden können.  
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Abbildung 5: Übersicht Höhen im Plangebiet und der „Rudolf-Albrecht-Straße“4 

 
 
3.2 Örtliche Bauvorschrift  
Aus Gründen der Ortsbildgestaltung wird eine Regelung für die straßenwirksamen 
Vorgärtenbereiche getroffen. Gleichzeitig auch zur Erhaltung und Stärkung des 
Artenbestandes und der Artenvielfalt sind private Gartenflächen (Vorgarten und Garten) 
gem. § 9 Abs. 2 NBauO möglichst strukturreich und naturnah zu gestalten. Die Anlage von 
Kies- oder Schottergärten (flächenhafte Schüttungen) sind unzulässig. Somit sollen sich die 
zukünftigen Vorgärten an der (Siedlungs-) typischen Gestaltung orientieren und sich in die 
Umgebung einfügen. Diese sind durch begrünte Hausgärten geprägt.   
 
 
3.3 Überbaubare Grundstücksflächen / Abstände 

Die überbaubaren Grundstücksflächen berücksichtigen in Richtung der Verkehrsflächen und 
Nachbargrundstücke die Mindestabstände nach Nds. Bauordnung (NBauO) von 3 m und 
berücksichtigen im Übrigen die geplante Bauweise, indem insbesondere die Baufenster klar 
verortet werden. Der tatsächliche Gebäudeabstand zur Nachbargrenze bemisst sich nach 
den Regelungen der Nds. Bauordnung (NBauO), wonach mind. die halbe Gebäudehöhe als 
Abstand zu berücksichtigen ist, vgl. § 5 Abs. 2 NBauO.  
 
Im nördlichen Baufeld an der Rudolf-Albrecht-Straße (WA1-Gebiet) wurde die Baugrenze 
aufgrund der Exposition aus südlicher Richtung zum nördlich angrenzenden 
Nachbargrundstück auf 4 m festgesetzt, um eine über den Mindestabstand hinausgehende 
Abstandswahrung zu gewährleisten.  
                                                             
4 Rohard-Evesen, ÖbVI, topographischer Plan, GlaserProjektInvest GmbH, Bad Nenndorf, Rudolf-Albrecht-Str. 5 
und 7 

Schacht (HBP)  
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Hinweis: In Richtung der nördlichen Nachbarbebauung sind voraussichtlich zwei 
Abstandsbaulasten zu Lasten der Plangebietsnutzungen erforderlich.   
 
 
3.4 Ver- und Entsorgung  
Regelungen für den Wasserhaushalt  
Das auf den Baugrundstücken sowie privaten und öffentlichen Verkehrsflächen anfallende 
Oberflächenwasser ist dem vorhandenen Regenwasserkanal zuzuführen. 
 
Insgesamt wird durch die hier vorliegende Planung eine Entsiegelung des Gebietes 
vorgenommen. Mit der Planung wird die derzeitig nahezu vollständige Versiegelung des 
Plangebietes infolge der Anlage von typischen Hausgärten / Freiflächen entsiegelt und es 
kann zumindest dort eine natürliche Versickerung des Regenwassers erfolgen. Die 
Gesamtbilanz der versiegelten Fläche verringert sich durch die Planung im Gegensatz zum 
derzeitigen Ist-Zustand erheblich.  
 
Löschwasser / Ver- und Entsorgung  
Ausreichende Löschwassermengen (Grundschutz) gemäß DVGW-Arbeitsblatt W 405 sind 
durch das im Baugebiet vorgesehene Wasserversorgungsnetz in der vom Regelwerk 
genannten Mindestmenge für den heranzuziehenden Bereitstellungszeitraum zu 
gewährleisten. Es sind angesichts der geplanten Nutzungen von einer Menge von mind. 
1.600 l/min über mindestens 2 h Benutzungsdauer, erreichbar von jeder baulichen Anlage in 
max. 300 m Entfernung vorzuhalten. Es wird davon ausgegangen, dass diese Menge aus 
dem Trinkwassernetz entnommen werden kann.  
 
Auf die Verortung einer gebietsinternen Feuerwehraufstellfläche wird verzichtet. Der 
Bebauungsplan lässt hier erkennbar hinreichend Raum für eine Aufstellfläche, die dann im 
Bauantragsverfahren konkretisiert werden muss.  
 
Ein Löschwasserplan wird im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens mit der zuständigen 
Stelle beim Landkreis Schaumburg abgestimmt.  
 
Hinweise zum Brandschutz: 
Der Landkreis Schaumburg gibt folgende Hinweise: 
 
„Die Löschwassermengen sind über die Gesamtbelastung für Trink- und Brauchwasser 
hinaus bereitzustellen. Wasserversorgungsleitungen, die gleichzeitig der 
Löschwasserentnahme dienen, müssen einen Mindestdurchmesser von DN 100 mm haben. 
Der erforderliche Durchmesser richtet sich nach dem Löschwasserbedarf. Zur 
Löschwasserentnahme sind innerhalb der öffentlichen Verkehrsfläche Hydranten zu 
installieren bei einer Löschwasserversorgung durch die öffentliche 
Trinkwasserversorgungsleitung oder Sauganschlüsse bei Entnahme von Löschwasser aus 
unabhängigen Löschwasserentnahmestellen. Für den Einbau von Hydranten sind die 
Hydranten-Richtlinien des DVGW-Arbeitsblattes W 331/I-VII zu beachten. Für 
Löschwassersauganschlüsse gilt die DIN 14244.  
 
Die Löschwasserentnahmestellen sind nach DIN 4066 gut sichtbar und dauerhaft zu 
kennzeichnen. Sie sind freizuhalten und müssen durch die Feuerwehr jederzeit ungehindert 
erreicht werden können.“ 
 
Abfallwirtschaft: 
Die Abfallentsorgung ist durch den Entsorgungsträger (Abfallwirtschaft Schaumburg, aws) 
gewährleistet. Eine Erreichbarkeit für die Abfallentsorgung ist über die Straßen 
Podbielskistraße und Rudolf-Albrecht-Straße gewährleistet. Die Bereitstellung der Behälter 
erfolgt direkt an den genannten Straßen. An der Rudolf-Albrecht-Straße muss eine 



H&P, Laatzen                                                                                                         Bebauungsplan Nr. 96  
  
 

   15 
 

Müllsammelstelle eingerichtet werden. Dies sichert der Bebauungsplan per Festsetzung im 
Bereich der Fläche für Stellplätze. 
 
Der Landkreis Schaumburg gibt zudem folgende Hinweise: 
 
„Aus abfallwirtschaftlicher Sicht wird darauf hingewiesen, dass im Landkreis Schaumburg 
ausschließlich dreiachsige Mülleinsammelfahrzeuge eingesetzt werden. Um den 
Unfallverhütungsvorschriften „Müllbeseitigung“ der Berufsgenossenschaft für 
Fahrzeughaltungen zu genügen, sollte die verkehrliche Erschließung von Baugebieten 
gemäß den „Empfehlungen für die Anlage von Erschließungsanlagen EAE 85/95 
(Dreiachsige Müllfahrzeuge)“ ausgeführt werden. Können aus besonderen Gründen diese 
Empfehlungen nicht eingehalten werden, ist an der nächsten öffentlichen Straße, die von 
Müllfahrzeugen befahren werden kann und darf, ein Abstellplatz für Abfallbehälter 
einzurichten.“ Demgemäß wird ein Müllsammelplatz im Zufahrtsbereich von der Rudolf-
Albrecht-Straße festgesetzt.  
 
Das Plangebiet kann an die bestehenden Einrichtungen zur Ver- und Entsorgung 
angeschlossen werden.  
 

4. Erschließung 
 
Die plangebietsinterne Erschließung der geplanten Reihenhausbebauung (WA1-Gebiet) 
erfolgt über eine Zufahrt über die Rudolf-Albrecht-Straße mit einer Stichstraße Richtung 
Süden, sodass eine Zufahrt zu den Hinterliegergrundstücken und den entsprechenden 
Stellplätzen entsteht. Diese Erschließung wird als private Verkehrsfläche festgesetzt. Die 
westlichen Grundstücke (WA2 und WA3-Gebiet) werden über zwei direkte 
Grundstückszufahrten von der Podbielskistraße erschlossen.  
 
Es liegt eine Verkehrsuntersuchung zur Erschließung des Plangebietes vor, vgl. Anlage 2. 
Demnach gilt: Beide betroffenen Erschließungsstraßen können das planbedingt zusätzliche 
Verkehrsaufkommen problemlos aufnehmen. Auch die Anbindung der Rudolf-Albrecht –
Straße an die Rodenberger Straße bedarf keiner baulichen Ertüchtigungsmaßnahmen.  
 
Ergänzend geht der Verkehrsgutachter auf die im Zuge des Verkehrsentwicklungsplan ggf. 
geplanten Umwidmungen der Rudolf-Albrecht-Staße in eine Tempo 30 Zone ein: Diese 
Maßnahmen sind zeitlich und in der Art der Umsetzung unabhängig von der hier 
vorliegenden Planung.  
 
Die Führung des westlichen Fußweges der Rudolf-Albrecht-Straße erfolgt über das 
Vorhabengrundstück und wird daher über ein Geh- und Leitungsrecht gesichert. Der Fußweg 
verschwenkt aus Gründen der Verkehrssicherheit hinter die dem Vorhaben zuzuordnenden 
bzw. öffentlichen Stellplätze. Diese Führung entspricht im Grundsatz der Bestandssituation. 
Für die im Zuge der Planung wegfallenden Stellplätze in Längsaufstellung werden öffentliche 
Stellplätze in Queraufstellung gesichert.  
 
Ruhender Verkehr: 
Für die Grundstücke an der Podbielskistraße besteht kein Bedarf für die Festsetzung von 
Stellplatzbereichen, da die Grundstücke hinreichende Flächen zur Stellplatzunterbringung 
aufweisen. 
Betreffs der Reihenhauszeilen sehen Stadt und Vorhabenträger Regelungs- bzw. 
Ordnungsbedarf: Einerseits sollen die Stellplätze möglichst komfortabel / nah den künftigen 
Gebäuden zugeordnet werden, andererseits soll dabei eine flächenschonende und 
gestalterisch ansprechende Lösung realisiert werden. Der Ansiedlungsentwurf in Abb. 2 zeigt 



H&P, Laatzen                                                                                                         Bebauungsplan Nr. 96  
  
 

   16 
 

auf, wie die Stellplätze angeordnet werden sollen, der Bebauungsplanentwurf setzt die 
Flächen dafür entsprechend fest.  
 
Für die planbedingt abgängigen Längsparkplätze an der Rudolf-Albrecht-Straße werden 
ersatzweise sechs Stellplätze in Queraufstellung geschaffen. Hierfür wurde durch den 
Planverfasser H&P, hier: Abt. Straßenplanung, Soltau, geprüft, ob die Straßenbreite der 
Rudolf-Albrecht-Straße hinreichend ist, um angesichts erforderlicher Schleppkurven ein Ein-/ 
Ausparken zu ermöglichen. Dies ist der Fall.  
 
 
5. Bewertung der Umweltbelange / Artenschutzrechtliche Belange / Grünordnerische 
Festsetzungen  
5.1 Fachgesetzliche und fachplanerische Vorgaben 

Landschaftsrahmenplan (LRP Landkreis Schaumburg)  
Die innerstädtische Lage des Plangebietes lässt keine planungserheblichen Zielsetzungen 
oder Hinweise erwarten.  
 
Landschaftsplan 
Die innerstädtische Lage des Plangebietes lässt keine planungserheblichen Zielsetzungen 
oder Hinweise erwarten.  
 
Schutzgebiete gem. Abschnitt 5 NAGBNatSchG 
Im Plangebiet und der näheren Umgebung befinden sich keine Schutzgebiete gem. 
Abschnitt 5 NAGBNatSchG. Das nächstgelegene Landschaftsschutzgebiet LSG SHG 00018 
„Rehren/Horsten“ befindet sich in rd. 500 m Entfernung.  
 
Natura 2000 
Im Plangebiet und der näheren Umgebung befinden sich keine FFH- oder EU-
Vogelschutzgebiete (Natura 2000).  
 
 
5.2 Klima  
Die Flächen weisen aufgrund der überwiegenden Versiegelung (nahezu vollflächig) und 
Lage im bebauten Siedlungszusammenhang derzeit keine erhebliche Bedeutung für den 
Klimaschutz auf.  
 
Die vorliegende Planung trägt somit nicht dazu bei, die im Plangebiet bestehenden 
klimatischen Verhältnisse zu verschlechtern. Im Gegenteil - es ist für einen Großteil der 
Flächen davon auszugehen, dass sich durch die Nutzung als Wohngebiet eine geringere 
Versiegelungsrate einstellen wird. Während der Betriebsphase ist mit temporären 
Immissionen von Baufahrzeugen zu rechnen. 
 
Die im Plangebiet zulässigen baulichen Nutzungen sind auf Grundlage des Erneuerbare-
Energien-Wärmegesetz – EEWärmeG- und der EnEV 2016, Energieeinsparverordnung, für 
Gebäude so zu errichten, dass sie somit einen wesentlichen Beitrag zur Klimaanpassung 
leisten. 
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5.3 Bewertung der Umweltbelange / Artenschutz  
Gemäß § 13a (2) Nr. 4 BauGB gilt für diesen Bebauungsplan, der unter den 
Anwendungsbereich des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1 des § 13a BauGB fällt, dass Eingriffe, die 
auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten sind, im Sinne des § 1a (3) 
Satz 5 BauGB als vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig anzusehen sind. 
Daher rückt, losgelöst von der verfahrensbedingt nachrangigen Eingriffssystematik, die 
Frage der Betroffenheit artenschutzrechtlicher Belange in den Vordergrund.  
 
Die mit dieser Planung geschaffenen baulichen Verdichtungsmöglichkeiten betreffen 
anthropogen geprägte Bereiche. Die Flächen des Plangebietes stellen sich derzeit bereits 
als nahezu vollständig versiegelt dar. Lediglich an den Randbereichen befinden sich einzelne 
Freiflächen mit Raseneinsaat und einzelnen Gehölzen, deren Erhalt, soweit möglich, Ziel der 
Planung ist.  
 
Aufgrund der vorhandenen Gehölze und Gebäudestrukturen, wurde vom Büro Abia 
(Neustadt a.Rbg.) eine artenschutzrechtliche Untersuchung durchgeführt. Als Ergebnis der 
Untersuchungen, siehe Anlage 1, ist festzuhalten, dass im Plangebiet bezüglich möglicher 
Gefährdung von brütenden Vögeln eine Bauzeitenregelung für die Rodung der vorhandenen 
Gehölze sowie dem Abriss der Bestandsgebäude einzuhalten ist. Die Rodung der Gehölze 
ist außerhalb der Brutzeit von Oktober bis Ende Februar vorzunehmen. Der Abriss der 
Gebäude darf von Anfang August bis Ende Februar stattfinden.  
 
Um Beeinträchtigungen von Fledermäusen zu vermeiden, ist vor einer Fällung des im 
Plangebiet befindlichen Wallnussbaumes (Südgrenze) eine Untersuchung mittels 
Videoendoskop von einer Leiter (oder einem Hubwagen) aus durchzuführen. Dieser muss 
auf diese Weise auf vorhandene Tiere oder auf einen zeitweisen Aufenthalt hindeutende 
Spuren untersucht werden. 
Unter Beachtung der Bauzeitenregelungen und der Untersuchung im Vorfeld der Rodung 
des Wallnussbaumes werden Verbotstatbestände gem. § 44 BauGB nach derzeitigem 
Kenntnisstand nicht berührt. 
 
Schutzwürdige Bodentypen finden sich gemäß Kartenserver des LBEG nicht.5    
 
 
6. Schalltechnische Untersuchung  

Mit Blick auf die im Plangebiet vorgesehenen und gemäß der geplanten Nutzungen 
erforderlichen Stellplatzflächen wurde eine gutachterliche Untersuchung zur Ermittlung 
daraus resultierender Lärmemissionen beauftragt, siehe Anlage 3. Betrachtet wurden die 
Parkvorgänge und die Fahrwege. 
 
Im Ergebnis zeigt sich bzgl. der nicht-öffentlichen Stellplätze, dass an sämtlichen 
maßgeblichen Einwirkungsorten (Immissionsorten) in der Rudolf-Albrecht-Straße, dem 
Sonnenweg und der Podbielskistraße der anzusetzende Richtwert für Allgemeine 
Wohngebiete tags um mind. 11 dB(A) und nachts um mind. 3 dB(A) unterschritten wird. Die 
Lärmauswirkungen der (wenigen) öffentlichen Stellplätze führen für sich genommen zu 
stärkeren Unterschreitungen.  
Eine kumulative Betrachtung beider Stellplatzbereiche (privat und öffentlich) ist gemäß 
anzuwendender Regelwerke nicht möglich. Aufgrund der eindeutigen Unterschreitungen bei 
vorgenommener getrennter Betrachtung ist jedoch die Aussage zulässig, dass auch dann 
keine erheblichen unzumutbaren Störungen hervorgerufen würden.  
 

                                                             
5 http://nibis.lbeg.de/cardomap3/ 
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Hinsichtlich der vom Gutachter angesprochenen Frage nächtlicher Immissionsspitzen (z.B. 
Türenschlagen), siehe Gutachten, S. 21 oben, verzichtet die Stadt Bad Nenndorf auf eine 
Regelung im Bebauungsplan, da diese in einem Angebotsbebauungsplan, wie hier 
vorliegend, schwerlich hinreichend konkret formuliert werden könnte. Es wird lediglich ein 
allgemeiner Hinweis dazu aufgenommen. Entsprechend wird die Stadt den Bauherren im 
abzuschließenden städtebaulichen Vertrag verpflichten, die vorgesehenen Carportanlagen 
auf dem Grundstück schalltechnisch zu ertüchtigen, soweit dies geboten ist. Das betrifft 
vornehmlich die den Grundstücksgrenzen zugeordneten Carportanlagen. Eine hinreichende 
schalltechnische Ertüchtigung kann erzielt werden, wenn das Flächengewicht des zu 
verwendenden Materials mind 15 kg/m² beträgt (was z.B. bei Holzbauweise einer üblichen 
Brettstärke entspricht) und wenn vor allem eine fugendichte Ausführung mit lückenlosem 
Anschluss auch nach unten Ri. Erdreich erfolgt.  
 
Gemäß dieser Vorgaben und Rahmenbedingungen stehen schalltechnische Belange der 
Planung nicht entgegen.  
 
 
7. Städtebauliche Werte 

 
Allgemeines Wohngebiet (WA1 – WA3) 0,53 ha  71 %  

       darin: Umgrenzung von Flächen für      
                 Nebenanlagen, hier: Stellplätze,  
                 Garagen und Carports 

0,06 ha 6 % 

Straßenverkehrsflächen (öffentlich) 0,11 ha 14 % 

Verkehrsflächen besonderer 
Zweckbestimmung, hier: Privatstraße 

0,04 ha 7 % 

Verkehrsflächen besonderer 
Zweckbestimmung, hier: Öffentliche 
Parkplatzfläche 

0,01 ha 1 % 

Summe Plangebiet, rd. 0,7 ha 100 % 
  
 
 
8. Abwägung und Beschlussfassung 
 
Abwägung  
Aus der Öffentlichkeit liegt eine Stellungnahme vor. Der Einwanderheber weist darauf hin, 
dass das Thema Klimaschutz nicht bzw. nicht ausreichend betrachtet worden sind. Darüber 
hinaus werden Hinweise zum Energiekonzept und zur Wohnraumnutzung vorgebracht.  
 
Hierzu ist auszuführen: Mit der vorliegenden Planung kann einer weiteren Versiegelung und 
Inanspruchnahme von unberührten Außenbereichsflächen entgegengewirkt werden. Ein 
derzeit nahezu vollständig versiegelter Bereich wird im Zuge der Planung entsiegelt.  Neben 
der Bebauung werden Freiflächen / Hausgartenbereiche entstehen. Die Situation für das 
Klima wird sich im Plangebiet im Zuge der Planung somit verbessern. Hierauf geht die 
Begründung in Abschnitt 5.2 bereits ein. Von weiteren Regelungen wird im Bebauungsplan 
abgesehen, da es sich um einen Angebotsbebauungsplan handelt. Der die 
Festsetzungsmöglichkeiten abschließend regelnde § 9 des BauGB sieht auch nur 
beschränkte Regelungsmöglichkeiten zum Klimaschutz vor: So ist die unmittelbare 
Festsetzung von Anforderungen der energetischen Optimierung oder zu 
Mindestanforderungen hinsichtlich der Energieeffizienz nicht möglich, z.B. betreffend die 
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Wand- oder Dachdämmung. In der Begründung wird dagegen bereits darauf hingewiesen, 
dass die im Plangebiet zulässigen baulichen Nutzungen auf Grundlage des Erneuerbare-
Energien-Wärmegesetz - EEWärmeG - und der EnEV 2016 Energieeinsparverordnung für 
Gebäude so zu errichten sind, dass sie somit einen wesentlichen Beitrag zur 
Klimaanpassung leisten. Unter Bezug hierauf verzichtet die Stadt Bad Nenndorf auch auf 
verbindliche Vorgaben zur Verwendung erneuerbarer Energien oder Kraft-Wärme-Kopplung. 
Die Örtlichen Bauvorschriften stehen jedenfalls Photovoltaikanlagen o.ä. Einrichtungen nicht 
entgegen. Insofern sieht die Stadt die Belange des Klimas als hinreichend berücksichtigt an.  
 
Der Landkreis Schaumburg gibt von Seiten des Zivil- und Katastrophenschutzes, des 
Naturschutzes, von Seiten der Belange der Kreisstraßen, Wasser- und Abfallwirtschaft, der 
Belange der Wirtschaftsförderung und Regionalplanung und von Seiten des Planungsrechtes 
keine Bedenken ab. Von Seiten des Immissionsschutzes werden Hinweise zur 
Lärmminderung im Bereich von Stellplatzanlagen gegeben. Dazu wurden die Allgemeinen 
Hinweise ergänzt. Von Seiten der Bauordnung werden Hinweise für spätere Bauvorhaben 
bezüglich Baulasten und zu Stellplätzen abgegeben. Auswirkungen auf die vorliegende 
Bauleitplanung ergeben sich dadurch nicht. Diese Sachverhalte müssen im anschließenden 
Baugenehmigungsverfahren berücksichtigt werden. 
 
Von Seiten des Behinderten-Seniorenbeirates werden Hinweise zur Beschaffenheit und 
Anordnung von Stellplätzen sowie konkret zum in der Begründung abgebildeten 
Ansiedlungsentwurf gegeben. Hierzu ist auszuführen: Die Abstände gem. GaStplVO sind 
konkret im Bauantragsverfahren nachzuweisen. Straßenbegleitend sind keine 
Garagenanlagen geplant. Der in der Begründung abgebildete Bebauungsvorschlag stellt ein 
mögliches Nutzungskonzept vor, das den aktuellen Bedarf abbildet. Die Stadt Bad Nenndorf 
stellt einen Angebotsbebauungsplan auf, um aktuellen, ggf. wechselnden, Nachfragen auf 
dem Wohnungsmarkt gerecht zu werden zu können. Die Anforderungen an die 
Barrierefreiheit ergeben sich aus § 49 NBauO. Grundsätzlich können die Anforderungen von 
Behinderten und Senioren auch bei einer Reihenhausbebauung hinreichend berücksichtigt 
werden, insbesondere durch ebenerdige Zuwegungen und Eingangsbereiche sowie 
Freisitze. Gemäß aktuellem Ansiedlungsentwurf werden diese Anforderungen berücksichtigt. 
Auf eine weitergehende Regulierung der Bebauungsformen, sprich die gefordete Vorgabe 
eines Anteils an Mehrfamilienhäusern, möchte die Stadt Bad Nenndorf verzichten, um a) 
Reihenhausbauweise als besonders günstige Bauform, damit attraktiv für breite 
Bevölkerungsschichten, zu ermöglichen und b) ganz allgemein marktgerechten Planungen 
nicht entgegenzustehen.  
 
Die Deutsche Telekom Technik GmbH weist darauf hin, dass sich im Planbereich 
Telekommunikationslinien der Telekom befinden. Die Hinweise von Seiten der Telekom 
werden zur Kenntnis genommen und es wird ein Hinweis in die Begründung aufgenommen. 
Es werden entsprechende Abstimmungsgespräche mit der Telekom geführt. Weitere 
Auswirkungen auf die Planung ergeben sich nicht. Die Stellungnahme wird wie dargelegt 
berücksichtigt. 
 
Die Niedersächsische Staatsbad Nenndorf Betriebsgesellschaft mbH weist auf den 
Heilquellenschutz hin. Die Hinweise zum Quellschutz werden zur Kenntnis genommen und 
es wurde bereits ein Hinweis in die Begründung sowie auf dem Plan eingefügt. Die 
vorliegende Art der baulichen Nutzung lässt keine Gefährdung der Belange des Staatsbades 
erkennen. Weitere Auswirkungen auf die Planung ergeben sich nicht.  
 
Das Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie weist auf eine Erdfallgefährdung im 
Plangebiet hin. Die Hinweise zum möglichen Auftreten von Erdfällen werden zur Kenntnis 
genommen. Die entsprechenden Hinweise wurden bereits in die Begründung und den Plan 
aufgenommen. 
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Beschlussfassung  
Die vorliegende Begründung des Bebauungsplans Nr. 96 „Rudolf-Albrecht-Straße / 
Podbielskistraße“ mit ÖBV der Stadt Bad Nenndorf mit Anlagen wurde in der Sitzung des 
Rates der Stadt Bad Nenndorf am 30.06.2020 beschlossen.  
 
Bad Nenndorf, 20.08.2020                                                 
                                                     
              

 L. S.  
                 
                                                                                                             gez. M. Schmidt 

    Der Stadtdirektor 
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